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P R O T O K O L L 

 

 

über die am Montag, den 21. Dezember 2020 um 17.00 Uhr im Saal der MS/LMS unter dem 

Vorsitz des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 

 

 

4 2 .  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g  

 

 

Anwesend: Bürgermeister Dr. Klaus Winkler  

 VB Ing. Gerhard Eilenberger  

 VB Walter Zimmermann  

 StRin Mag. Ellen Sieberer  

 GR Hermann Huber  

 GRin Hedwig Haidegger  

 EGR Peter Hechenberger für GR MSc. Florian Huber  

 GRin Mag. (FH) Andrea Watzl  

 GR Georg Wurzenrainer  

 GR Ludwig Schlechter  

 GRin Anna Werlberger  

 GR Mag. Manfred Filzer  

 EGRin Magdalena Groiss  

 GR Daniel Ellmerer  

 GRin Margit Luxner  

 GR Jürgen Katzmayr  

 GR Alexander Gamper  

 EGRin Jutta Kerber für GR Bernhard Schwendter  

 GR Rudolf Widmoser  

 

 Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser - Schriftführer 

 Hilde Sohler - Schriftführerin 

 

Abwesend:     GR MSc. Florian Huber und GR Bernhard Schwendter – beide entschuldigt 

 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Bürgermeister Dr. Winkler eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die 

ordnungsgemäße Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Der Bürgermeister erinnert die Mitglieder des Gemeinderates und die übrigen Anwesenden 

Mund-Nasenschutz zu tragen.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler bedankt sich bei GRin Anna Werlberger in Vertretung für die 

Ortsbäuerinnen für die weihnachtliche Dekoration und die Weihnachtskekse. 

 

Die Gemeinderäte/innen erhalten eine Weinbox mit dem Jubiläumswein für das 750 Jahr-

Jubiläum der Stadterhebung im Jahr 2021. 
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2. Genehmigung des Protokolls der 41. Gemeinderatssitzung vom 16. November 2020 
 

Das Protokoll der 41. Gemeinderatssitzung vom 11. November 2020 wird mit 16 Ja-Stimmen, 

bei 2 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung genehmigt. 

 

 

3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 
 

3.1. Verpachtung der städtischen Eigenjagd "Stadtjagd Kitzbühel" 
 

Der Bürgermeister informiert darüber, dass die neuerliche Verpachtung der Stadtjagd 

ausgeschrieben wurde. Das Pachtverhältnis mit Leonhard Brettauer endet am 31.03.2021. 

Angebote von den drei Interessenten Leonhard Brettauer (Kitzbühel), Johannes Kraus 

(München) und Wolfgang Sadlo (Kitzbühel) sind eingelangt und an den Ausschuss für Land- 

und Forstwirtschaft zur weiteren Behandlung und Beschlussempfehlung an den Stadt- und 

Gemeinderat weitergeleitet worden. 

 

Der Bürgermeister bittet den Obmann des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft GR H. 

Huber über die Beratung im Ausschuss und dessen Beschlussempfehlung zu informieren. 

Dieser berichtet, dass mit jedem der drei Bewerber gesprochen wurde. Die Stadtjagd hat eine 

Größe von 503 Hektar. Leonhard Brettauer hat € 15,00 netto pro ha, Johannes Kraus € 17,50 

netto pro ha und Wolfgang Sadlo € 23,85 netto pro ha geboten. Der aus München stammende 

Bewerber Johannes Kraus wurde vom Ausschuss mangels Bezug zu Kitzbühel und der weiten 

Anreise z.B. bei der Abklärung von Wildunfällen etc.,bei welchen man unverzüglich vor Ort 

sein sollte, ausgeschieden. Bei dem Bewerber Wolfgang Sadlo besteht für den Ausschuss 

betreffend weidmännischer Kenntnisse kein Zweifel. Allerdings konnte er keine 

Reviererfahrung wie das Hochsitzbauen, Wildtierfütterung etc. vorweisen. Daher wurde dieser 

Bewerber hinter Leonhard Brettauer gereiht. Der Ausschuss hat sich für eine weitere 

Verpachtung an Leonhard Brettauer ausgesprochen, da großer Wert auf die Hege und Pflege 

gelegt wird und die Erfahrungen in den vergangenen Pachtperioden mit ihm sehr gut waren und 

er diese Aufgaben bestens erfüllt hat. Wichtig ist auch eine gute Zusammenarbeit des 

Jagdpächters mit der Bergbahn AG Kitzbühel und Kitzbühel Tourismus. Von beiden wurde 

eine einwandfreie Zusammenarbeit mit Leonhard Brettauer schriftlich bestätigt. Für den 

Ausschuss ist das „Gesamtpaket“ entscheidend und nicht nur der Pachtzins alleine. Der 

Ausschuss hat auch die Möglichkeit einer Pachtverlängerung auf 5 Jahre thematisiert. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler teilt weiters mit, dass sich der Stadtrat mit der Empfehlung des 

Ausschusses befasst und sich dessen Empfehlung angeschlossen hat. Im Stadtrat wurde die 

Laufzeit diskutiert und kann festgehalten werden, dass eine Neuverpachtung auf mindestens 10 

Jahre zu erfolgen hat, eine Verlängerung eines bestehenden Pachtverhältnisses kann auch auf 

kürzere Zeit erfolgen. Unter dieser Prämisse spricht sich der Stadtrat für eine Verlängerung des 

Pachtverhältnisses mit Leonhard Brettauer bei Anpassung des jährlichen Pachtzinses auf € 

15,00 netto pro Hektar, wertgesichert aus. Dies ergibt bei 503 ha einen Betrag von € 7.545,00 

zzgl. Umsatzsteuer. Bezüglich der Bestimmungen des bestehenden Pachtvertrages mit 

Leonhard Brettauer wird auf den Jagdpachtvertrag bei den Gemeinderatsunterlagen verwiesen. 

 

GR Gamper bedankt sich bei GR H. Huber für die Information und lobt Leo Brettauer für seine 

Pflege, welche aufgrund des Singletrails nicht einfach ist. 

 

GR Ellmerer erkundigt sich, ob es somit bei € 15,00/ha bleibt. Künftig sollten die 

Pachtinteressenten zur Ausschusssitzung geladen werden und dort Rede und Antwort stehen.  
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VB Zimmermann schätzt die bisherige Tätigkeit des Pächters Leonhard Brettauer. Da dieser 

aber bereits 3 Perioden Pächter war, sollte man sich rechtzeitig Gedanken machen, wie es nach 

einer Pachtverlängerung um 5 Jahre weitergehen kann. Der Bewerber Wolfgang Sadlo wäre für 

ihn auch sehr geeignet. Eine Zusammenarbeit mit Leo Brettauer wäre für einen fließenden 

Übergang bei der nächsten Auswahl eines Pächters hilfreich. 

 

GR Mag. Filzer erkundigt sich, wo die Neuverpachtung bekannt gemacht wurde. In der 

Stadtzeitung und an der Amtstafel so die Antwort von Stadtamtsdirektor Mag. Widmoser. 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Verlängerung des mit Leonhard Brettauer bestehenden Jagdpachtvertrages vom 

22.12.2010 um weitere 5 Jahre, sohin bis zum 31.03.2026, unter Anpassung des Pachtzinses 

auf € 15,00 netto pro Hektar samt Wertsicherung. Dies ergibt bei 503 ha einen Betrag von € 

7.545,00 zzgl. Umsatzsteuer in der jeweils geltenden gesetzlichen Höhe pro Pacht-/Jagdjahr.  

 

4. Referate 
 

4.1. Finanzen 
 

4.1.1. Beratung und Festsetzung des Haushaltsplanes der Stadtgemeinde Kitzbühel und  

der Wirtschaftspläne der erwerbswirtschaftlichen städtischen Unternehmen für das 

Jahr 2021 
 

Bürgermeister Dr. Winkler dankt zunächst dem Finanzverwalter Mag. (FH) Manfred Embacher 

und seinem Team für die wiederum hervorragende Arbeit im Rahmen der Erstellung des 

Jahresvoranschlages 2021. Weiters verweist er darauf, dass im Rahmen der Budgeterstellung 

eine Vielzahl von Vorbesprechungen stattgefunden hat, ebenso wiederum eine Vorbesprechung 

zu der alle Gemeinderatsmitglieder eingeladen wurden. Bereits im vergangenen Voranschlag 

wurde von der Kameralistik auf die Doppik (doppelte Buchführung in Konten) umgestellt, was 

bedeutet, dass folgende drei Haushalte zu führen sind: 

 Ergebnishaushalt (Aufwand/Ertrag nach Sollprinzip) 

 Finanzierungshaushalt (Auszahlung/Einzahlung nach Kassenprinzip) 

 Vermögenshaushalt (Vermögen/Schulden nach Wertprinzip) 

Der Bürgermeister bedankt sich bei den Mitgliedern des Gemeinderates, die sich konstruktiv 

bei der Erstellung des Voranschlages 2021 eingebracht haben. Er hält fest, dass die Festsetzung 

des Voranschlages gemäß § 93 Tiroler Gemeindeordnung 2001 erfolgt ist. Der Vor-

anschlagsentwurf für 2021 wurde vom 07.12. bis 21.12.2020 zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufgelegt. Schriftliche Einwendungen wurden nicht eingebracht.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler teilt mit, dass er nach den Erläuterungen zum Jahresvoranschlag 

2021 einen Finanzbericht zu den ausgelagerten Gesellschaften „Altenwohnheim Kitzbühel 

GmbH“, „Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der Stadt Kitzbühel GmbH“ und 

„Sportpark Kitzbühel GmbH“ ablegen wird.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler erläutert anhand einer PowerPoint-Präsentation fachlich umfassend 

und ausführlich den Jahresvoranschlag 2021 wie folgt: 
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Sodann liefert der Bürgermeister mittels PowerPoint-Präsentation den Finanzbericht über die 

ausgelagerten Gesellschaften der Stadtgemeinde Kitzbühel anhand von Auszügen aus den 

Bilanzen, die den Berichten an die Generalversammlungen der Gesellschaften entnommen sind, 

wie folgt: 
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Zur Altenwohnheim Kitzbühel GmbH wird für das Geschäftsjahr 2019 auszugsweise der 

Jahresabschluss per 31.12.2019 präsentiert und im Protokoll eingefügt.  
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Zur Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der Stadt Kitzbühel GmbH wird für das Ge-

schäftsjahr 2019 auszugsweise der Jahresabschluss per 31.12.2019 präsentiert und im Protokoll 

eingefügt: 
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Zur Sportpark Kitzbühel GmbH wird für das Geschäftsjahr 2019 (Rumpfjahr vom 01.05. bis 

31.12.2019) auszugsweise präsentiert und im Protokoll eingefügt. 
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Zum Jahresvoranschlag 2021 hat der Bürgermeister zusammengefasst referiert, dass den 

Gemeinden aufgrund der Corona-Pandemie ein finanziell schwieriges Jahr ins Haus steht, da 

eben mit erheblichen Einnahmenausfällen zu rechnen ist. Bei den Bundesertragsanteilen wird 

der Einnahmenausfall mit rund € 1 Million geschätzt, im Bereich der gemeindeeigenen Ab-

gaben kommt es ebenfalls zu Ausfällen wie z.B. bei der Kommunalsteuer. Die Freizeitwohn-

sitzabgabe wird im kommenden Jahr erstmals mit rund € 600.000,00 veranschlagt. Da die 

Stadtgemeinde in den letzten Jahren gut gewirtschaftet und Reserven aufgebaut hat, können 

auch größere Investitionen getätigt und somit die Wirtschaft belebt werden. Das Investitions-

volumen beträgt € 9,4 Millionen, wovon € 5,3 Millionen durch Entnahmen aus Rücklagen und 

€ 2,7 Millionen durch Darlehensaufnahme finanziert werden. Besonders hervorzuheben ist das 

Projekt Jugend-/Kulturcafé, welches zum 750 Jahre Jubiläum der Stadterhebung im Jahr 2021 

umgesetzt werden soll und mit € 950.000,00 veranschlagt wurde. Der Ankauf der für eine 

Gewerbeentwicklung in Gundhabing vorgesehenen Grundflächen ist mit € 4,2 Millionen im 

Budget enthalten, weiters € 450.000,00 für die Erschließung von Gemeindegrundstücken im 

Hausstattfeld und € 500.000,00 für Investitionen im Schulgebäude der Mittelschule wie 

insbesondere Dachsanierung.  

 

Auf Anfrage von GR Mag. Filzer, welche Vereine im Sportpark beheimatet sind und was sie 

an Miete bezahlen, teilt der Bürgermeister die Jahresbeträge wie folgt mit: 

 

Eishockeyclub Miete € 2.400,00   BK € 1.200,00 

Curlingclub  Miete € 1.200,00   BK € 4.800,00 

Alpenverein  Miete €    100,00   BK € 4.800,00 

 

GR Gamper bedankt sich beim Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher und seinem Team für die 

akribische und gewissenhafte Arbeit bei der Erstellung des Voranschlages und für die Er-

läuterungen im Rahmen persönlicher Besprechungen. Er spricht von einem Löcherstopfungs-

budget und zitiert dazu seinen Landtagskollegen Georg Dornauer, der schon das Landtags-

budget anhand einer indianischen Weisheit beschrieben hat: „Wenn du merkst, dass du ein totes 

Pferd reitest, steig ab.“ Der Voranschlag sei der Nachweis für eine Misswirtschaft und spiegelt 

Resignation und Passivität wider, welchem die FPÖ nicht zustimmen wird. Gerade in den 

ausgegliederten Gesellschaften herrsche Misswirtschaft und sind diese hochdefizitär, wenn 

nicht gar insolvent. Die SPÖ hängt am Gängelband der ÖVP. Das Bild des Straßennetzes in 

Kitzbühel präsentiert sich wie in Rumänien. Die Freiheitlichen stehen für Fortschritt, Zukunft 

und Fairness, somit wird dem Budget nicht zugestimmt.  



 

- 294 -  

 

 

GRin Werlberger hält fest, dass es sich bei der Wortmeldung von GR Gamper um die übliche 

Schwarzmalerei handelt, welche medienwirksam für die anwesenden Pressevertreter inszeniert 

wird. 

 

GR Schlechter bemerkt zur Wortmeldung von GR Gamper, dass dieser bereits seit Jahren zum 

Budget die gleiche Argumentation führt. Der Voranschlag ist zukunftsorientiert und 

zielgerichtet. Das hohe Investitionsvolumen kann man sich aufgrund der angesparten Rücklage 

leisten und ist es gerade in der Corona-Krise wichtig, durch Investitionen entgegenzuwirken. 

 

GR H. Huber hält fest, dass der Vergleich von GR Gamper mit einem toten Gaul strikt 

zurückzuweisen ist, ebenso, dass die Straßen so schlecht wie in Rumänien wären. Der 

Straßenvergleich mit Rumänien ist nur mehr lächerlich. In den letzten Jahren wurden viele 

Komplettsanierungen bei Straßenzügen vorgenommen und hat er dazu auch sehr viele lobende 

Worte der Bürger bekommen. Die Erschließung des Einheimischen-Siedlungs-gebietes 

Hausstattfeld und der Ankauf von Gewerbegründen sind zukunftsweisende Projekte für die 

einheimische Bevölkerung. Die Stadtgemeinde kann sich diese Investitionen leisten und wird 

auch der Mut dazu begrüßt. Zu dem vorgelegten Budget kann nur gratuliert werden. 

 

EGR Hechenberger begrüßt die bisherigen Corona-Hilfsmaßnahmen für die einheimische Be-

völkerung. Auch im vorliegenden Budget 2021 spiegeln sich Maßnahmen und Investitionen zur 

Ankurbelung der Wirtschaft wider. Dies ist eben nur durch die sehr gute Finanzkraft der Stadt 

möglich. Auf seine Frage betreffend Verschuldungsgrad erklärt der Bürgermeister, dass dieser 

nunmehr neu anhand der Schuldendienstquote berechnet wird. Diese ergibt einen Wert von 4,4 

%, welche als sehr gut angesehen werden kann.  

 

GR Wurzenrainer erklärt, dass verschiedene Ansichten zum Budget natürlich legitim sind. GR 

Gamper betreibt aber seit Jahren immer die gleiche Schwarzmalerei. Rücklagen sind eben auch 

dazu da, um in schwierigen Zeiten Investitionen tätigen und die Wirtschaft beleben zu können. 

Gerade das Jugend-/Kulturcafé ist ein ganz wichtiges Projekt für die jungen Einheimischen. 

 

GRin Mag. (FH) Watzl wirft GR Gamper vor, dass es sich bei seiner Kritik am Budget um 

schablonenhaft und jährlich wiederkehrende Worthülsen handelt. Wenn er davon spricht, dass 

sich im Budget 2021 Resignation widerspiegelt, so ist ihm vorzuwerfen, dass er bei der 

Präsentation des Bürgermeisters geschlafen hat.  

 

VB Zimmermann wirft GR Gamper vor, dass er mit Dingen vom Landtag daherkommt, die bei 

uns nicht relevant sind. Die Budgeterstellung ist großartig gelaufen, alle Mandatare wurden in 

die Budgeterstellung eingebunden. Das Budget enthält viele in die Zukunft gerichtete 

Investitionen, insbesondere für die Jugend und berücksichtigt auch in besonderem Ausmaß die 

soziale Komponente. Auch die Erschließung eines weiteren Einheimischenwohngebietes im 

Hausstattfeld ist lobenswert zu erwähnen. Der Vergleich mit einem toten Gaul ist für ihn 

einfach traurig und beschämend. Die SPÖ wird Verantwortung tragen und dem Budget 

zustimmen. 

 

VB Ing. Eilenberger sieht in dem Voranschlag 2021 ebenfalls ein hervorragendes Budget. Der 

Vergleich mit einem toten Gaul ist einfach lächerlich. Wenn man in dieser Bildsprache bleiben 

will, dann müsste man von einem jungen Traber sprechen. Rücklagen aufzulösen und  

 

jetzt zu investieren ist richtig, man kann dazu nur sagen: Spare in der Zeit, dann hast du in der 

Not.  
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GR Gamper hält nochmals fest, dass die FPÖ dem Voranschlag nicht zustimmen wird. Er 

kritisiert, dass notwendige Maßnahmen zur Sanierung der ausgelagerten Gesellschaften nicht 

angegangen werden. 

 

GR Widmoser bedankt sich beim Finanzverwalter für die Budgeterstellung und Auskünfte. Es 

ist ja nicht einfach, sich durch so ein umfangreiches Werk durchzuackern. Er sieht den Voran-

schlag als positives Signal zur Bewältigung der Krise und ersucht, künftig auch wieder ver-

mehrt Investitionen in Klimaprojekte zu berücksichtigen. 

 

GRin Luxner erklärt, dass ein Altenwohnheim wohl kaum betriebswirtschaftlich mit einer 

schwarzen 0 oder Gewinn, zu führen ist. Sie findet es besonders lobenswert, dass der 

Stadtgemeinde die Pflege unserer Alten so viel wert ist und dankt für die Unterstützung, dass 

den Bewohnern im Altenwohnheim ein schöner und angenehmer Lebensabend ermöglicht 

wird. 

 

GR Mag. Filzer sieht im Budget gute Ansätze und honoriert den Versuch, der Krise durch In-

vestitionen entgegenzuwirken. Teilweise fehlt ihm allerdings die Transparenz, so z.B. im Hin-

blick auf die Ausgaben für das Jugend-/Kulturcafé in Höhe von € 950.000,00 und bei der 

Vorstellung der Bilanzen der ausgelagerten Gesellschaften. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler kann den Vorwurf der Intransparenz nicht nachvollziehen. Wenn 

Bereitschaft besteht, sich mit dem Budget ausführlich auseinanderzusetzen, werden alle 

Unterlagen zur Verfügung gestellt und Fragen beantwortet. Dazu steht der Finanzverwalter 

immer gerne zur Verfügung. Der Investitionsbetrag für das Projekt Jugend-/Kulturcafé wird 

vom Bürgermeister nochmals im Detail gemäß Investitionsaufstellung erörtert. Informationen 

zu den ausgelagerten Gesellschaften werden bei Interesse ebenfalls vom Finanzverwalter 

erteilt. 

 

GRin Luxner ist sehr stolz auf die Umsetzung des Projektes Jugend-/Kulturcafé. Die In-

stallierung eines solchen wurde von Jugendlichen im Rahmen der durchgeführten Jugendum-

frage gewünscht. Es gibt dazu auch ein Konzept und lädt sie GR Mag. Filzer ein, sich dieses 

anzusehen. 

 

STRin Mag. Sieberer ortet bei den kritischen Wortmeldungen reine Oppositionspolitik. Der 

Bürgermeister hat in seiner Präsentation alles ausführlich erklärt. Typisch für die UK ist, dass 

einige Sachen ok sind, letztlich aber immer der Vorwurf der Intransparenz kommt. Die Stadt-

gemeinde hat viele soziale Aufgaben zu erfüllen, die eben auch kostenintensiv sind.  

 

GR Gamper erkundigt sich, wer das Waldhaus am Schwarzsee für die Kindergartenkinder be-

zahlt hat. Bürgermeister Dr. Winkler ersucht um Verständnis, dass der Spender anonym bleiben 

möchte. 

 

GRin Haidegger bedankt sich dafür, dass im Budget wiederum sehr viele Gelder für sozial 

Bedürftige enthalten sind.  

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, beschließt der Gemeinderat auf Antrag 

von Bürgermeister Dr. Winkler mit 14 Ja-Stimmen bei 2 Nein-Stimmen und 3 Stimm-

enthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) den 

vorliegenden Haushaltsvoranschlag 2021 der Stadtgemeinde Kitzbühel gemäß § 5 VRV 2015 

und die Wirtschaftspläne der erwerbswirtschaftlichen städtischen Unternehmen für das Jahr 

2021. Diese Wirtschaftspläne lauten wie folgt: 
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Wirtschaftspläne der wirtschaftlichen Unternehmen (§ 90 Abs. 5 TGO) 

 

 
 

 

Bürgermeister Dr. Winkler bedankt sich für die Zustimmung zum Voranschlag. Mit diesem 

Budget ist man in einer schwierigen wirtschaftlichen Situation für die anstehenden wichtigen 

Aufgaben bestens gerüstet.  

 

4.1.2. Beratung und Beschlussfassung über Betriebsmittel- und Investitionsrücklage 
 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert zu den Rücklagen der Stadtgemeinde und zur Höhe einer 

angemessenen Betriebsmittelrücklage. Bisher wird nicht zwischen Betriebsmittel- und 

Investitionsrücklage unterschieden. Die Betriebsmittelrücklage ist mit ca. 5 % der operativen 

Gebarung anzusetzen. Dazu wurden Vergleiche mit den Gemeinden St. Johann in Tirol, Wörgl 

und Mittersill angestellt, welche sich in etwa in diesem Prozentsatz bewegen. Für Kitzbühel 

bedeutet dies, dass die Betriebsmittelrücklage bei einem Betrag von rund € 1,5 Millionen 

gehalten werden sollte. Durch Umschichtungen sind mit Ende 2020 folgende Rücklagenstände 

geplant: 

 Betriebsmittelrücklage   € 1,500.000,00 

 Investitionsrücklage    € 4,933.000,00 

 LKW-Rücklage     € 2,837.000,00 

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) künftig eine Betriebsmittelrücklage, eine Investitionsrücklage und eine LKW-

Rücklage zu führen und diese mit Ende 2020 in der o.a. Höhe festzusetzen. 

 

4.2. Überprüfungsausschuss 
 

Referent GR Jürgen Katzmayr. 

 

 

 

 

 

Ertrag Aufwand Mittelherkunft Mittelverwendung

(Passiva) (Aktiva)

Städt. Elektrizitätswerk 13 086 400,00€  12 958 700,00€  17 758 734,00€  17 758 734,00€  

Jahresgewinn 127 700,00€        

13 086 400,00€  13 086 400,00€  17 758 734,00€  17 758 734,00€  

Städt. Wasserwerk 1 574 600,00€    1 326 400,00€    8 045 524,00€    8 045 524,00€    

Jahresgewinn 248 200,00€        

1 574 600,00€    1 574 600,00€    8 045 524,00€    8 045 524,00€    

Städt. Schwarzseebetrieb 130 000,00€        301 350,00€        511 981,00€        511 981,00€        

Jahresverlust 171 350,00€        

301 350,00€       301 350,00€       511 981,00€       511 981,00€       

Erfolgsplan Finanzplan
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4.2.1. Vorlage der Kassaprüfungsniederschrift gemäß § 112 TGO 2001 
 

Der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr berichtet über die am 09.12.2020 

gemäß § 110 Tiroler Gemeindeordnung durchgeführte Kassaprüfung durch den Über-

prüfungsausschuss. Er trägt das Ergebnis der Kassabestandsaufnahme vor und erklärt, dass die 

Überprüfung keinerlei Anlass für Beanstandungen ergeben hat. 

 

Der Bericht des Referenten wird vom Gemeinderat zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 
4.3. Soziales und Wohnungswesen 
 

Referentin GRin Hedwig Haidegger 

 

4.3.1. Wohnungsvergaben 
 

Über Antrag der Referentin und auf Empfehlung des Wohnungsausschusses beschließt der 

Gemeinderat einstimmig (17 Ja-Stimmen; GRin Mag. (FH) Watzl und GR Widmoser sind bei 

der Abstimmung nicht anwesend) folgende Wohnungsvergaben: 

 

Die Wohnung in der Jochbergerstraße 107 a, Top 19 (GHS Gen.m.b.H. – 68,06 m², 32 P.) an 

Herrn Eduardo Gutierrez (Ehepaar), Jochbergerstraße 73, 6370 Kitzbühel. 

 

Die Wohnung in Sinwell 42, Top 44 (ehemals Frau Sandra Stankovic – 85,37 m², 34 P.) an 

Frau Patrycja Tschöpe (Paar), Gundhabing 74/2, 6370 Kitzbühel. 

 

4.4. Stadtwerke, E-Mobilität und städtische Medien 
 

Referent GR Georg Wurzenrainer 

 

4.4.1. Bericht des Ausschussobmannes 
 

Der Ausschussobmann GR Wurzenrainer berichtet an Hand einer PowerPoint-Präsentation 

über die Planungen für das Jahr 2021 wie folgt: 

 

 

 
 



 

- 298 -  

 

 

 
 

 

 

 
 



 

- 299 -  

 

 
 

 
 

 

 

 

 

 
 

 



 

- 300 -  

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 
 



 

- 301 -  

 

 
 

 

 
 

 

 



 

- 302 -  

 

 

 

 
 

 

Der Gemeinderat befürwortet allgemein die geplanten Maßnahmen. 

 

4.5. Bau und Raumordnung 
 

Referent GR Georg Wurzenrainer 

 

Örtliches Raumordnungskonzept 

 

4.5.1. Österreichisches Rotes Kreuz, Kitzbühel 
 

Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Gste 3167/1, 3164/1, 4087 

und 4088/2 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Kirchberger Straße) im Ausmaß von 

insgesamt rd. 3.241 m² als Bereich für eine vorwiegende Sondernutzung mit erheblichen 

baulichen Anlagen mit folgenden Bestimmungen: 

o   S 35: Bezirksstelle Rettung 

o   Zeitzone 1: bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

o   Dichtezone 2: überwiegend dichte Bebauung; teilweise mehrgeschoßig 

 und die gleichzeitige Aufhebung einer ökologisch wertvollen Freihaltefläche      

(FÖ) im Bereich von insgesamt rd. 765 m² umfassenden Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 

und 4088/2 sowie einer sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich von insgesamt rd. 2.476 m²  
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umfassenden Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 und 4087, entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2020 Planungsnummer: ork_kiz20018_v1. 

 

Referent GR Wurzenrainer weist zunächst darauf hin, dass dieser Tagesordnungspunkt mit dem 

nächsten Tagesordnungspunkt 4.5.2. Änderung des Flächenwidmungsplanes ÖRK 

zusammenhängt. Der Planentwurf wird auf der Leinwand gezeigt und vom Referenten unter 

Bezugnahme auf die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020 sowie des dazu erstellten raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 
 

Protokoll Ausschuss: 

 

GR Georg Wurzenrainer ruft in Erinnerung, dass im Bereich der nordwestlichen Stadtzufahrt 

der Neubau der Bezirksstelle des Roten Kreuzes geplant ist. Dieser Tagesordnungspunkt wurde 

bereits mehrfach und letztmalig in der 35. Sitzung des Ausschusses für Bau- und Raumordnung 

am 13. November 2019 behandelt und grundsätzlich positiv beurteilt. 

Der Stadtbaumeister ergänzt, dass die Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes sowie 

die Änderung des Flächenwidmungsplanes im öffentlichen Interesse gelegen ist, da diese die 

Errichtung eines Neubaus der Bezirksstelle des Roten Kreuzes ermöglichen.  

 

Die aktuellen Planunterlagen zur Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes und des 

Neubaus der Bezirksstelle, werden den Mitgliedern des Ausschusses für Bau- und 

Raumordnung anhand einer PowerPoint Präsentation präsentiert und erläutert. Das Projekt 

wurde hinsichtlich der architektonischen Gestaltung und der Raumaufteilung optimiert.  

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um einen zurückhaltenden und sich in die Landschaft 

integrierenden Baukörper handelt. Von der Straßenseite ist das Objekt als eingeschossiger 

Gebäudekörper wahrnehmbar. Aufgrund der leichten Hanglage tritt der Gebäudekörper 

nordostseitig zweigeschossig in Erscheinung.  

Hinsichtlich der architektonischen Erscheinung wird angemerkt, dass das Erdgeschoss im 

Nordosten über das Untergeschoss und über einer kleinen Garage des Untergeschosses kragt. 

Die Fassadengestaltung ist in Holz bzw. Sichtbeton vorgesehen.  

Im Erdgeschoss, welches die Haupterschließungsebene bildet, befinden sich diverse Büro-, 

Verwaltungs-, Neben-, Schulungs- und Aufenthaltsräume. Im Untergeschoss sind Lager- 

Umkleide- und Nassräume sowie Garagenstellplätze geplant. 

Anstelle der ursprünglich 28 vorgesehenen Stellplätze für Mitarbeiter und Besucher, werden 

nunmehr 30 Stellplätze geschaffen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Umlegung eines Teilbereiches des, an die Bahntrasse 

anschließenden Biotopes, erforderlich ist. Diese Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der 

Abteilung Umwelt der Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel. Im Email von 07.05.2020 teilt Dr. 

Österreicher von der Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel mit, dass die Idee der Biotopumlegung 

in dem nun viel umfangreicheren Ausmaß prinzipiell gut ist. Durch die vorgesehenen 

Baumaßnahmen werden ca. 765 m² Biotopfläche, welche im Örtlichen Raumordnungskonzept 

als ökologisch wertvolle Freihaltefläche bezeichnet wird, aufgelassen und im Gegenzug 945 m² 

Biotopflächen neu geschaffen.  

 

Da durch die gegenständliche Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes weder eine 

nennenswerte Störung landschaftlich wertvoller Flächen, noch eine wesentliche 

Beanspruchung ökologisch wertvoller Flächen erfolgt, wird diese vom Raumplanungsbüro 

Plan Alp ZT GmbH befürwortet. 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

sowie einem Vermessungsplan und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven 

Stellungnahmen sowie der Erläuterungsbericht zur Änderung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes vorliegen. 
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Nach eingehender Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 4 Ja-Stimmen, 1 Nein, 1 

Enthaltung die Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Gste 3167/1, 

3164/1, 4087 und 4088/2 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Kirchberger Straße) im Ausmaß 

von insgesamt rd. 3.241 m² als Bereich für eine vorwiegende Sondernutzung mit erheblichen 

baulichen Anlagen mit folgenden Bestimmungen: 

o S 35: Bezirksstelle Rettung 

o Zeitzone 1: bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

o Dichtezone 2: überwiegend dichte Bebauung; teilweise mehrgeschoßig 

und die gleichzeitige Aufhebung einer ökologisch wertvollen Freihaltefläche (FÖ) im Bereich 

von insgesamt rd. 765 m² umfassenden Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 und 4088/2 sowie 

einer sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich von insgesamt rd.  2.476 m² umfassenden 

Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 und 4087, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp 

ZT GmbH vom 19.08.2020 Planungsnummer: ork_kiz20018_v1. 

 

GR Widmoser erinnert an die bereits geführte Standortsdiskussion und hält fest, dass der 

gewählte Standort für ihn nach wie vor nicht passend ist, da ein Biotop verkleinert wird. GR 

Schlechter stellt an GR Widmoser die Frage, ob für ihn also ein Biotop wichtiger ist als die Rot 

Kreuz-Bezirksstelle. Daraufhin antwortet GR Widmoser, dass ihm der Rot Kreuz-Standort in 

Kitzbühel schon sehr wichtig ist, allerdings der gewählte Platz für ihn nicht der Richtige wäre. 

 

GR Katzmayr betont ebenfalls die Wichtigkeit des Neubaus des Rot Kreuz-Gebäudes in 

Kitzbühel, ihm wäre aber lieber, wenn das Gebäude näher zum Eurotours-Gebäude gerückt 

würde. Dann wäre auch das Biotop nicht betroffen.  

 

VB Ing. Eilenberger bemerkt zu der nunmehr wiederum aufgekommenen Standortdiskussion, 

dass es sich gemäß durchgeführter Prüfung durch das Rote Kreuz hier um den idealsten Standort 

handelt. Er ist nicht gewillt, diese so wichtige Institution für die Sicherheit der Bevölkerung 

gegen eine Feuchtwiese aufzuwiegen oder gar daran scheitern zu lassen. Vor allem ist auch zu 

berücksichtigen, dass nur ein Teil des Biotops durch den Bau wegfällt und für das Biotop 

Ausgleichsflächen geschaffen werden und dieses letztlich sogar vergrößert wird.  

 

GR Gamper begrüßt den Neubau der Rot Kreuz Bezirksstelle und schlägt vor, hier ein 

sogenanntes Blaulichtzentrum zu errichten. GR Gamper möchte eine neuerliche Behandlung 

im Ausschuss für Bau und Raumordnung. 

GR Wurzenrainer bemerkt zur Standortfrage, dass die Entscheidung für diesen Standort bereits 

im Gemeinderat gefallen ist, eine neuerliche Diskussion ist daher müßig. Die vom Roten Kreuz 

angestellte Standortanalyse hat ergeben, dass westlich des Eurotours-Gebäudes der ideale Platz 

ist. Auch er verweist darauf, dass das Biotop am gleichen Standort letztlich vergrößert wird, es 

ist künftig lediglich etwas schmäler, dafür aber länger. 

 

Für VB Zimmermann ist der geplante Standort vorstellbar, für ihn wäre es aber auch in 

Ordnung, wenn das Rot Kreuz-Gebäude näher Richtung Eurotours rücken würde. Es stellt sich 

auch die Frage, was mit der Fläche zwischen dem geplanten Rot Kreuz-Gebäude und dem 

Gebäude der Fa. Eurotours geschehen soll. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält zur Diskussion fest, dass sich die genaue Situierung des 

Neubaus der Bezirksstelle des Roten Kreuzes durch eine Standortevaluierung des Roten 

Kreuzes ergeben hat. Für das Abrücken vom Eurotours-Gebäude ist auch entscheidend, dass 

die nunmehr gewählte Widmungsfläche außerhalb von Bodenkontaminierungen liegt und auch 

eine neue Zufahrt samt Linksabbieger von der Bundesstraße zu errichten ist. Die verbleibende 

Restfläche zwischen der neuen Zufahrt und dem Eurotours-Gebäude soll dem Bauhof als 
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Manipulationsfläche dienen, es gibt derzeit keine Planungen hinsichtlich der Ansiedelung eines 

Gewerbebetriebes. Zur Errichtung eines Blaulichtzentrums ist zu sagen, dass die Freiwillige 

Feuerwehr ihren Standort in der Jochberger Straße nicht aufgeben will. Es hat Gespräche 

bezüglich der Ansiedelung der Bergrettung gegeben. Diese sind allerdings an den Kosten 

gescheitert und hat die Bergrettung in der Villa Zurna neben der Hornbahn auch einen idealen 

Standort. Ebenso ist auch der Standort der Wasserrettung direkt am Schwarzsee ideal. 

 

Der Bürgermeister teilt weiters mit, dass die Vertreter des Roten Kreuzes aus Zeitgründen 

eindringlich bitten, zusammen mit dem Erstbeschluss auch den Zweitbeschluss zu fassen. Dies 

hängt mit Fristen, die bei Förderansuchen einzuhalten sind, zusammen. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 14 Ja-Stimmen bei 

2 Nein-Stimmen und 3 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 

TGO 2001 als Ablehnung) gemäß § 67 Abs. 1 lit. c iVm § 63 Abs. 4 TROG 2016 den von der 

Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Kitzbühel vom 19.08.2020, Planungsnummer: 

ork_kiz20018_v1 durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. Der 

Entwurf sieht folgende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes vor: 

 

Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes im Bereich der Gste 3167/1, 3164/1, 4087 

und 4088/2 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Kirchberger Straße) im Ausmaß von 

insgesamt rd. 3.241 m² als Bereich für eine vorwiegende Sondernutzung mit erheblichen 

baulichen Anlagen mit folgenden Bestimmungen: 

o   S 35: Bezirksstelle Rettung 

o   Zeitzone 1: bauliche Nutzung des Bereichs bei gegebenem Bedarf möglich 

o   Dichtezone 2: überwiegend dichte Bebauung; teilweise mehrgeschoßig 

und die gleichzeitige Aufhebung einer ökologisch wertvollen Freihaltefläche      

(FÖ) im Bereich von insgesamt rd. 765 m² umfassenden Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 

und 4088/2 sowie einer sonstigen Freihaltefläche (FS) im Bereich von insgesamt rd. 2.476 m² 

umfassenden Teilflächen der Gste 3167/1, 3164/1 und 4087, entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2020 Planungsnummer: ork_kiz20018_v1. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 67 Abs. 1 lit. c TROG 2016 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes gefasst. Dieser Beschluss wird 

nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine 

Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird  

 

(Erst- und Zweitbeschluss). 

 

Flächenwidmungspläne 

 

4.5.2. Österreichisches Rotes Kreuz, Kitzbühel 
 

Umwidmung der Gste 3167/1, 4087 4088/2 und 3164/1 (alle zum Teil) KG Kitzbühel Land 

(Kirchbeger Straße) von derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016, in künftig Sonderfläche 

standortgebunden gem. § 43 (1) a TROG 2016, Festlegung Erläuterung: Bezirksstelle Rettung, 

Räume mit erhöhtem Ruhebedarf mit Fenstern Richtung B 170 sind mit einer Lüftungsanlage 

auszuführen, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2020, 

Planungsnummer:411-2020-00013 
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Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020 unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten und den 

Planentwurf, der auf der Leinwand gezeigt wird.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

GR Georg Wurzenrainer ruft in Erinnerung, dass im Bereich der nordwestlichen Stadtzufahrt 

der Neubau der Bezirksstelle des Roten Kreuzes geplant ist. Dieser Tagesordnungspunkt wurde 

bereits mehrfach und letztmalig in der 35. Sitzung des Ausschusses für Bau- und Raumordnung 

am 13. November 2019 behandelt und grundsätzlich positiv beurteilt. 

Der Stadtbaumeister ergänzt, dass die Änderung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes sowie 

die Änderung des Flächenwidmungsplanes im öffentlichen Interesse gelegen ist, da diese die 

Errichtung eines Neubaus der Bezirksstelle des Roten Kreuzes ermöglichen.  

Die aktuellen Planunterlagen des geplanten Bauvorhabens werden den Mitgliedern des 

Ausschusses für Bau- und Raumplanung anhand einer PowerPoint Präsentation präsentiert 

und erläutert. Das Projekt wurde hinsichtlich der architektonischen Gestaltung und der 

Raumaufteilung optimiert.  

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich um einen zurückhaltenden und sich in die Landschaft 

integrierenden Baukörper handelt. Von der Straßenseite ist das Objekt als eingeschossiger 

Gebäudekörper wahrnehmbar. Aufgrund der leichten Hanglage tritt der Gebäudekörper 

nordostseitig zweigeschossig in Erscheinung.   

Hinsichtlich der architektonischen Erscheinung wird angemerkt, dass das Erdgeschoss im 

Nordosten über das Untergeschoss und über einer kleinen Garage des Untergeschosses kragt. 

Die Fassadengestaltung ist in Holz bzw. Sichtbeton vorgesehen.  

Im Erdgeschoss, welches die Haupterschließungsebene bildet, befinden sich diverse Büro-, 

Verwaltungs-, Neben-, Schulungs- und Aufenthaltsräume. Im Untergeschoss sind Lager- 

Umkleide- und Nassräume sowie Garagenstellplätze geplant. 

Anstelle der ursprünglich 28 vorgesehenen Stellplätze für Mitarbeiter und Besucher, werden 

nunmehr 30 Stellplätze geschaffen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Umlegung eines Teilbereiches des, an die Bahntrasse 

anschließenden Biotopes, erforderlich ist. Diese Maßnahme erfolgt in Abstimmung mit der 

Abteilung Umwelt der Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel. Im Email von 07.05.2020 teilt Dr. 

Österreicher von der Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel mit, dass die Idee der Biotopumlegung 

in dem nun viel umfangreicheren Ausmaß prinzipiell gut ist. Durch die vorgesehenen 

Baumaßnahmen werden ca. 765 m² Biotopfläche, welche im Örtlichen Raumordnungskonzept 

als ökologisch wertvolle Freihaltefläche bezeichnet wird, aufgelassen und im Gegenzug 945 m² 

Biotopflächen neu geschaffen.  

Die Flächenwidmungsplanänderung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes, steht im Einklang mit den relevanten Zielen der örtlichen Raumordnung 

und wird vom Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH befürwortet. 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

sowie einem Vermessungsplan und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven 

Stellungnahmen sowie der Erläuterungsbericht zur Umwidmung vorliegen. 

 

Nach eingehender Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 4 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 

1 Enthaltung die Umwidmung der Gste 3167/1, 4087 4088/2 und 3164/1 (alle zum Teil) KG 

Kitzbühel Land (Kirchberger Straße) von derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016, in kün- 

 

ftig Sonderfläche standortgebunden gem. § 43 (1) a TROG 2016, Festlegung Erläuterung: 

Bezirksstelle Rettung, Räume mit erhöhtem Ruhebedarf mit Fenstern Richtung B 170 sind mit 

einer Lüftungsanlage auszuführen entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH 

vom 19.08.2020, Planungsnummer:411-2020-00013 
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Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 14 Ja-Stimmen bei 

2 Nein-Stimmen und 3 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 

TGO 2001 als Ablehnung) gemäß § 68 Abs. 3 iVm § 63 Abs. 9 TROG 2016 den von der Plan 

Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 

Stadtgemeinde Kitzbühel vom 19.08.2020, Planungsnummer: 411-2020-00013 durch 4 

Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes vor: 

 

Umwidmung der Gste 3167/1, 4087 4088/2 und 3164/1 (alle zum Teil) KG Kitzbühel Land 

(Kirchberger Straße) von derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016, in künftig Sonderfläche 

standortgebunden gem. § 43 (1) a TROG 2016, Festlegung Erläuterung: Bezirksstelle Rettung, 

Räume mit erhöhtem Ruhebedarf mit Fenstern Richtung B 170 sind mit einer Lüftungsanlage 

auszuführen, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2020, 

Planungsnummer:411-2020-00013 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2016 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme 

zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

(Erst- und Zweitbeschluss).  

 

4.5.3. Ernst Recheis, Patsch 
 

Umwidmung der Gst 3432/2 (zur Gänze) KG Kitzbühel-Land (Gundhabing) von derzeit 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Gemischtes Wohngebiet gem. § 38 (2) mit 

eingeschränkter Baulandeignung gem. § 37 (3,4,5), Festlegung Zähler: 2, Festlegung 

Erläuterung: Zu § 37(4): Gilt für nördlichstes Wohngebäude (Wgb): Keine Ruhebedarfsräume 

an Nordseite. Öffnungen an West-, Nord-, Ostseite mit erhöhtem Schallschutz. Zu § 37(5): 

Keine Wgb im Mindestabst. (10m) zur Pipeline Achse. Baul. Anlagen im 10m-Abst. sind zu 

Wgb zu entkoppeln. Für Wgb im Nahbereich (10-20m) gilt weiter: Schmalseite nicht parallel 

zu Pipeline Achse, wenn Längsseite: Schmalseite >3. Keine Holztramdecken, keine 

Leichtbauweise, keine Stahlbetondecken mit Spannweiten >6m bei Stärken von 18-20cm, 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 30.11.2020 Planungsnummer: 

411-2019-00019. 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020 unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten und den 

Planentwurf, der auf der Leinwand gezeigt wird.  

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtamtsdirektor berichtet, dass in der 37. Sitzung des Gemeinderates am 08. Juni 2020 

die Auflage und gleichzeitige Beschlussfassung zur Umwidmung des Gst 3432/2 (zur Gänze) 

KG Kitzbühel Land (Gundhabing) von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig 

Wohngebiet gem. § 38 (1) TROG 2016 gefasst wurde. Im Zuge des aufsichtsbehördlichen 

Genehmigungsverfahren erfolgt eine Plausibilitätsprüfung der Erschütterungsmessung durch 

die Abteilung Emissionen Sicherheitstechnik Anlagen (ESA) des Amtes der Tiroler 

Landesregierung.  

Seitens der Abteilung Emissionen Sicherheitstechnik Anlagen (ESA) des Amtes der Tiroler 

Landesregierung wurde festgestellt, dass gutachterlich zu prüfen sei, ob die Werte hinsichtlich 
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Erschütterungen und Sekundärschall sowie die Lärmbelastung durch die ÖBB Trasse 

eingehalten werden und zusätzliche textliche Festlegungen zu verankern sind. Es wird betont, 

dass die Trasse der ÖBB in der hinterlegten Lärmkarte des Landes im tirisMaps, 30.000 

Zugfahrten pro Jahr unterschreitet und daher darin nicht angeführt ist. Die Fach-abteilung des 

Landes hat dennoch eine Bewertung der Lärmbelastung angeregt. Vom Ingenieurbüro Dr. 

Schmid wurde in der Folge eine ergänzende schalltechnische Expertise erstellt. Gemäß dieser 

Expertise, wurde im Hinblick auf die dB-Grenzwerte des TROG 2016 festgestellt, dass die 

Festlegung der Widmungskategorie gemischtes Wohngebiet gem. § 38 (2) TROG 2016, anstatt 

Wohngebiet gem. § 38 (1) TROG 2016 möglich ist.  

Der Stadtamtsdirektor erläutert, dass auf Grund der Änderung der Widmungskategorie, eine 

auf 2 Wochen verkürzte Auflagefrist erfolgen kann. Dies wurde bereits fachlich mit dem Amt 

der Tiroler Landesregierung besprochen und auch vorgeschlagen. GR Mag. Filzer erkundigt 

sich, wo dies geregelt ist. Der Stadtamtsdirektor verliest dazu § 63 Abs. 8 TROG 2016 und 

erklärt, dass dieser in Verbindung mit § 68 TROG 2016 zu lesen ist.  

EGR Wohlfahrtstätter bemerkt, dass er die Festlegung der Widmungskategorie gemischtes 

Wohngebiet nicht gut findet, da dadurch Betriebe angesiedelt und somit Lärmquellen entstehen 

könnten, was wiederum zu Nutzungskonflikten mit dem angrenzenden Wohngebiet führen 

könnte. Er spricht von einer Raum-Unordnung. Die Raumordnung sollte ernst genommen 

werden und keine Mischung von Widmungen erfolgen. GR Mag. Filzer schließt sich dieser 

Meinung an und spricht sich gegen einen widmungsmäßigen Fleckerlteppich aus. 

GR Wurzenrainer betont, dass hier sicherlich nicht von einer Raum-Unordnung gesprochen 

werden kann. Es wird erörtert welche Nutzung im gemischten Wohngebiet zulässig ist und, dass 

die Wohnqualität und der Charakter als Wohngebiet zu erhalten sind bzw. nicht wesentlich 

beeinträchtigt werden dürfen (§ 38 Abs. 2 TROG 2016). 

Die Flächenwidmungsplanänderung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes, steht im Einklang mit den relevanten Zielen der örtlichen Raumordnung 

und wird vom Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH befürwortet. 

 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

sowie einem Vermessungsplan und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven 

Stellungnahmen sowie der Erläuterungsbericht zur Umwidmung vorliegen. 

 

Nach eingehender Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 4 Ja-Stimmen bei 2 Nein-Stimmen 

die Umwidmung der Gst 3432/2 (zur Gänze) KG Kitzbühel Land (Gundhabing) von derzeit 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Gemischtes Wohngebiet gem. § 38 (2) mit 

eingeschränkter Baulandeignung gem. § 37 (3,4,5), Festlegung Zähler: 2, Festlegung 

Erläuterung: Zu § 37(4): Gilt für nördlichstes Wohngebäude (Wgb): Keine Ruhebedarfs-räume 

an Nordseite. Öffnungen an West-, Nord-, Ostseite mit erhöhtem Schallschutz. Zu § 37(5): 

Keine Wgb im Mindestabst. (10m) zur Pipeline Achse. Baul. Anlagen im 10m-Abst. sind zu Wgb 

zu entkoppeln. Für Wgb im Nahbereich (10-20m) gilt weiter: Schmalseite nicht parallel zu 

Pipeline Achse, wenn Längsseite: Schmalseite >3. Keine Holztramdecken, keine 

Leichtbauweise, keine Stahlbetondecken mit Spannweiten >6m bei Stärken von 18-20cm 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 30.11.2020 Planungsnummer: 

411-2019-00019. 

 

 

GR Gamper sieht Probleme bei gemischten Widmungskategorien. Die Widmung gemischtes 

Wohngebiet ist für ihn plan- und konzeptlos. Für ihn ist es eine Missachtung der Rechtslage, 

wenn Raumordnung so interpretiert wird.  

 

Der Stadtamtsdirektor erklärt, dass man sich noch immer in dem vom Gemeinderat am 

08.06.2020 behandelten Widmungsverfahren befindet. Der damals gefasste Widmungsbe-
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schluss ist nicht rechtskräftig geworden. Es wurde die Lärmimmission durch die Bundesbahn 

untersucht und aufgrund des Gutachtens von Dr. Schmid zusätzliche Auflagen für das 

nördlichste Wohngebäude zur Hintanhaltung von Lärmimmissionen vorgesehen. Im Detail ist 

auf das Gutachten zu verweisen, im Widmungstext sind die wesentlichen Bestimmungen 

angeführt. 

 

Der Bürgermeister ergänzt, dass die nunmehr gewählte Widmungskategorie hinlänglich ge-

prüft und dazu auch die Aufsichtsbehörde beim Land Tirol kontaktiert wurde. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 12 Ja-Stimmen bei 

5 Nein-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 

TGO 2001 als Ablehnung) gemäß § 68 Abs. 3 iVm. § 63 Abs. 9 TROG 2016 den von der Plan 

Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 

Stadtgemeinde Kitzbühel vom 30.11.2020, Planungsnummer 411-2019-00019 durch zwei 

Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der geänderte Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes vor: 

 

Umwidmung der Gst 3432/2 (zur Gänze) KG Kitzbühel-Land (Gundhabing) von derzeit 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Gemischtes Wohngebiet gem. § 38 (2) mit 

eingeschränkter Baulandeignung gem. § 37 (3,4,5), Festlegung Zähler: 2, Festlegung 

Erläuterung: Zu § 37(4): Gilt für nördlichstes Wohngebäude (Wgb): Keine Ruhebedarfsräume 

an Nordseite. Öffnungen an West-, Nord-, Ostseite mit erhöhtem Schallschutz. Zu § 37(5): 

Keine Wgb im Mindestabst. (10m) zur Pipeline Achse. Baul. Anlagen im 10m-Abst. sind zu 

Wgb zu entkoppeln. Für Wgb im Nahbereich (10-20m) gilt weiter: Schmalseite nicht parallel 

zu Pipeline Achse, wenn Längsseite: Schmalseite >3. Keine Holztramdecken, keine 

Leichtbauweise, keine Stahlbetondecken mit Spannweiten >6m bei Stärken von 18-20cm, 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 30.11.2020 Planungsnummer: 

411-2019-00019. 

 

Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2016 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme 

zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

(Erst- und Zweitbeschluss) 

 

4.5.4. Peter Szilagyi, München 
 

Umwidmung des Gst 380/2 (zum Teil) KG Kitzbühel Land (Eichenheim) von derzeit 

Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 TROG 2016, Festlegung Art der Sportanlage, Festlegung 

Erläuterung: Golfplatz in künftig Freiland gemäß § 41 TROG 2016, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 10.08.2020, Planungsnummer:411-2020-00011 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020 unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten und den 

Planentwurf, der auf der Leinwand gezeigt wird.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Herr Stefan Szilagyi ist Eigentümer des Gst 380/2 KG Kitzbühel Land. Das Grundstück befindet 

sich südlich des Golfplatzes Eichenheim und ist mit einem Einfamilienwohnhaus bebaut. Es 

wird berichtet, dass der Großteil der gegenständlichen Parzelle als Freiland gemäß § 41 TROG 
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2016 ausgewiesen ist. Eine rund 48 m² große Teilfläche im Norden des Gst 380/2 ist als 

Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 TROG 2016 gewidmet. Zur Herstellung einer 

widmungsgleichen Fläche hat Herr Szilagyi um die Umwidmung der rund 48 m² großen 

Teilfläche des Gst 380/2 KG Kitzbühel Land von derzeit Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 

TROG 2016 in Freiland angesucht.  

 

Die Flächenwidmungsplanänderung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes, steht im Einklang mit den relevanten Zielen der örtlichen Raumordnung 

und wird vom Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH befürwortet. 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

sowie einem Vermessungsplan und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven 

Stellungnahmen sowie der Erläuterungsbericht zur Umwidmung vorliegen. 

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 6 Ja-Stimmen die Umwidmung des Gst 

380/2 (zum Teil) KG Kitzbühel Land (Eichenheim) von derzeit Sonderfläche Sportanlage gem. 

§ 50 TROG 2016, Festlegung Art der Sportanlage, Festlegung Erläuterung: Golfplatz in künftig 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH 

vom 10.08.2020, Planungsnummer:411-2020-00011. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen; GRin Luxner ist bei der Abstimmung nicht anwesend) gemäß § 68 Abs. 3 TROG 

2016 den von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des 

Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde Kitzbühel vom 10.08.2020, Planungsnummer: 

411-2020-00011 durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen.  

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes vor: 

 

Umwidmung des Gst 380/2 (zum Teil) KG Kitzbühel Land (Eichenheim) von derzeit 

Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 TROG 2016, Festlegung Art der Sportanlage, Festlegung 

Erläuterung: Golfplatz in künftig Freiland gemäß § 41 TROG 2016, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 10.08.2020, Planungsnummer: 411-2020-00011. 

 

(Erstbeschluss) 

 

Beschlussfassung nach Kundmachung 

 

4.5.5. Anton und Thomas Zimmermann, Kitzbühel 
 

Umwidmung des Gst 3478/5 (zum Teil) KG Kitzbühel Land (Klausenbach) von derzeit 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Wohngebiet gemäß § 38 (1) TROG 2016, 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 29.10.2019, Planungsnummer: 

411-2019-00014. 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020. Der Planentwurf wird nochmals auf der Leinwand gezeigt.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass der Auflagebeschluss entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 29.10.2019 Planungsnummer: 411-2019-00014 in der Sitzung des 
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Gemeinderates vom 19.10.2020 gefasst wurde und vom 21.10.2020 bis 19.11.2020 zur 

öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. 

 

Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 

 

Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Umwidmung des Gst 3478/5 (zum 

Teil) KG Kitzbühel Land (Klausenbach) von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig 

Wohngebiet gemäß § 38 (1) TROG 2016 entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT 

GmbH vom 29.10.2019, Planungsnummer:411-2019-00014. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen; GR Ellmerer ist bei der Abstimmung nicht anwesend) die Änderung des Flächen-

widmungsplanes entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 29.10.2019, 

Planungsnummer: 411-2019-00014.  

 

(Zweitbeschluss) 

 

4.5.6. Nicola Januschke-Bleicher, München 
 

Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich des Gst 1726/13, KG Kitzbühel-Land 

(Oberleitenweg), entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 09.07.2020, 

Planungsnummer: b24_kiz_19024_v1. 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020. Der Planentwurf wird nochmals auf der Leinwand gezeigt.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass der Auflagebeschluss entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 09.07.2020 Planungsnummer: b24_kiz_19024_v1 in der Sitzung 

des Gemeinderates vom 19.10.2020 gefasst wurde und vom 21.10.2020 bis 19.11.2020 zur 

öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. 

 

Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 

 

Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Erlassung eines Bebauungsplanes 

im Bereich des Gst 1726/13, KG Kitzbühel Land (Oberleitenweg) entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 09.07.2020, Planungsnummer: 

b24_kiz_19024_v1. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 16 Ja-Stimmen bei 

2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ab-

lehnung) die Erlassung des von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Bebauungsplanes im 

Bereich des Gst 1726/13 KG Kitzbühel Land (Oberleitenweg) vom 09.07.2020, Planungs-

nummer: b24_kiz_19024_v1. 

(Zweitbeschluss) 

 

4.5.7. Thomas Sieberer, Kitzbühel 
 

Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes im Bereich der Gste .106, 

143/1 und 148, je KG Kitzbühel-Land (Gänsbachgasse), entsprechend den Planunterlagen der 

Plan Alp ZT GmbH vom 29.09.2020, Planungsnummer: b79_kiz_20019_v1. 
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Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 07.12.2020. Der Planentwurf wird nochmals auf der Leinwand gezeigt.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass der Auflagebeschluss entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 29.09.2020 Planungsnummer: b79_kiz_20019_v1 in der Sitzung 

des Gemeinderates vom 19.10.2020 gefasst wurde und vom 21.10.2020 bis 19.11.2020 zur 

öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. 

 

Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 

 

Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Erlassung eines Bebauungsplanes 

und ergänzenden Bebauungsplanes im Bereich der Gste .106, 143/1 und 148, je KG Kitzbühel-

Land (Gänsbachgasse) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

29.09.2020, Planungsnummer: b79_kiz_20019_v1. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen; STRin Mag. Sieberer ist bei der Abstimmung nicht anwesend) den von der Plan Alp 

ZT GmbH ausgearbeiteten Bebauungsplan und ergänzenden Bebauungsplan im Bereich der 

Gste .106, 143/1 und 148 je KG Kitzbühel-Land (Gänsbachgasse) vom 29.09.2020, 

Planungsnummer: b79_kiz_20019_v1.  

 

(Zweitbeschluss) 

 

5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 

Gesundheitszentrum Kitzbühel 

 

Über Nachfrage von GRin Luxner betreffend Umbauarbeiten im Gesundheitszentrum teilt der 

Bürgermeister mit, dass mit den Ertüchtigungen in Bezug auf Brandschutz und Statik be-

gonnen wurde. 

 

750 Jahre Stadtjubiläum 2021 

 

STRin Mag. Sieberer berichtet, dass das Anfang Jänner geplante Lichtfest mit dem Motto „Der 

Stadtturm erzählt“ aufgrund der Corona-Beschränkungen nicht stattfinden kann. Es wird zu 

einem späteren Zeitpunkt nachgeholt.  

 

Aufnahme von Flüchtlingen 

 

GR Widmoser spricht die Situation der Flüchtlinge auf den griechischen Inseln an und ist der 

Meinung, dass nicht nur Hilfe vor Ort zu leisten wäre, sondern auch Flüchtlinge in Österreich 

aufzunehmen wären. Er bedankt sich bei Bürgermeister Dr. Winkler, der sich bezüglich einer  

 

Aufnahme von Flüchtlingen auch medial zustimmend zu Wort gemeldet hat. Dieses Thema 

sollte im Sozialausschuss behandelt werden. Der Bürgermeister erklärt, in dieser Angelegen-

heit für einen humanitären Zugang zu stehen und begrüßt die Behandlung im Sozialausschuss 

mit einer allfälligen Beschlussempfehlung an den Gemeinderat. GRin Haidegger wird gebeten, 

dazu auch GR Widmoser einzuladen. 
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Kitz Immobilieninvest GmbH  - Hotel Grand Tirolia 

 

GR Mag. Filzer verweist auf den Antrag der Liste Unabhängige Kitzbüheler, der den Ge-

meinderäten/innen per Email übermittelt wurde. Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass der 

Antrag bekannt ist. Da es sich um einen selbstständigen Antrag handelt, bedarf es zur Be-

handlung im Gemeinderat der Zuerkennung der Dringlichkeit. GR Mag. Filzer sieht dies nicht 

so. GR Gamper erklärt, dass es zur Behandlung keiner Beschlussfassung bedarf und stellt die 

Frage, wo in der Tiroler Gemeindeordnung dies steht. Der Stadtamtsdirektor verliest dazu      § 

41 Abs. 2 TGO, der wie folgt lautet: 

 

Über Anträge zur Geschäftsordnung und zu einem Verhandlungsgegenstand ist in der selben 

Sitzung abzustimmen. Selbstständige Anträge sind, sofern ihnen nicht die Dringlichkeit zuer-

kannt wird, dem Gemeindevorstand, soweit der Gemeinderat aber hiefür besondere Aus-

schüsse eingerichtet hat, dem zuständigen Ausschuss zur Vorberatung und Beschluss-

empfehlung an den Gemeinderat zuzuweisen. Der Gemeinderat hat über einen selbstständigen 

Antrag ohne unnötigen Aufschub, längstens aber innerhalb von sechs Monaten, abzustimmen. 

 

Der Bürgermeister lässt über die Zuerkennung der Dringlichkeit des Antrages der Liste Un-

abhängige Kitzbüheler mit Datum vom 09.12.2020 abstimmen. Dem Antrag wird einstimmig 

(19 Ja-Stimmen) die Dringlichkeit zuerkannt. 

 

GR Mag. Filzer verliest den Antrag wie folgt: 

 
GR Mag. Filzer ist es ein Anliegen, Sicherheit zu schaffen, dass ein Hotelbetrieb gewährleistet 

wird und nicht durch die Hintertür ein Investorenmodell wird. 

Es ist den anwesenden Gemeindevertretern/innen wahrscheinlich nicht bekannt, dass die 

antragstellende Gesellschaft die Kitz Immobilien GmbH laut Jahresabschluss per 31.12.2019 

Verbindlichkeiten von € 52.262.455,57 hat und damit bei Aktiva von € 44.064.334,90 ein 

negatives Eigenkapital von € 8.202.720,67 ausweist. Wenn man nun noch weiß, dass für den 

Um- und Neubau € 20.000.000,00 hinzukommen, bereitgestellt von der ILAG 

Vermögensverwaltungs GmbH, welche 42 % an der Kitz Immobilieninvest beteiligt ist, dann 
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summieren sich die Verbindlichkeiten auf ca. € 72.000.000,00 dann ist es auch verständlich, 

dass die Gefahr von Parifizierungen besteht. Diese sind ohne Zustimmung der Stadtgemeinde 

ganz leicht möglich. 

 

GR Gamper spricht von einer politischen Inszenierung des Bürgermeisters. Das Hotelprojekt 

hat für Einheimische keinen Nutzen. Er bemängelt fehlende Unterlagen im Zuge des Wid-

mungsverfahrens sowie den in englischer Sprache vorgelegten Betreibervertrag. Die FPÖ wird 

dem Antrag der UK zustimmen um aufzuzeigen, dass Verfehlungen erfolgt sind. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler verweist zu den Widmungsbeschlüssen auf die Behandlungen in 

den jeweiligen Gemeinderatssitzungen. Verwundert zeig er sich darüber, dass GR Gamper jetzt 

den Antrag der UK unterstützt, wobei er es war, der Herrn Seidl in einem persönlichen 

Gespräch eine Finanzierung über „buy to let“ schmackhaft gemacht hat. Zu diesem Punkt und 

zu den Vorhaltungen betreffend Investorenmodell und Abverkauf von zu parifizierenden Ein-

heiten verliest der Bürgermeister die schriftliche Stellungnahme von Herrn Seidl vom 

15.12.2020. Diese lautet wie folgt: 
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Für GR Wurzenrainer scheint es so, als ob die Opposition lieber Hollywood spielt und aus dem 

TV lacht, anstatt seriöse Gemeindepolitik zu betreiben. Seit ca. 2 Jahren wird das Pro-jekt im 

Ausschuss diskutiert und es zeigt das Versäumnis der UK auf, dass in dieser gesamten Zeit der 

Abschluss eines Raumordnungsvertrag mit  der  Kitz Immobilieninvest  GmbH nicht 

 

 

 

thematisiert wurde. Es ist kein gutes Zeichen, wenn jetzt ohne begründeten Anlass eine mediale 

Inszenierung erfolgt und dem Widmungs-/Bauwerber nur Misstrauen entgegengebracht wird.  

 

GR Mag. Filzer sagt, dass jeder auswärtige Bauwerber vorgibt, einen Hauptwohnsitz zu be-

gründen. Dies ist alles erstunken und erlogen. Er führt dazu das geplante Hotelerweiterungs-

projekt Lebenberg an. Die Bevölkerung macht sich Sorgen und er macht sich Gedanken. Von 

Herrn Ober und den Herrschaften Raß wurden auch Raumordnungsverträge verlangt, ist das 

dann nicht auch Misstrauen? Bürgermeister Dr. Winkler entgegnet GR Mag. Filzer, dass es 

kurios sei, wenn er in einigen Fällen gegen Raumordnungsverträge und in anderen dafür ist. 

Sein Argument Misstrauen spiegelt seinen Widerspruch.   
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GR Wurzenrainer erwidert, dass Raumordnungsverträge seit Jahren bei Widmungen für eine 

Wohnbebauung Praxis sind. Bei einem Hotelprojekt ist es hingegen nicht notwendig, da die 

Nutzung wie im gegenständlichen Fall durch eine Sonderflächenwidmung abgesichert ist. 

 

EGR Hechenberger verweist ebenfalls darauf, dass sich der Ausschuss für Bau und Raum-

ordnung mit dem Projekt zwei Jahre beschäftigt hat. Vom Widmungswerber wurde immer offen 

kommuniziert und nichts verheimlicht. Durch die Sonderflächenwidmung Großbeher-

bergungsbetrieb ist die Nutzung abgesichert und bräuchte es für jede Änderung einen Ge-

meinderatsbeschluss. 

 

Diskutiert wird über den Vorschlag von GR Gamper betreffend eines buy to let-Modells. Die 

diesbezügliche Aussage von Herrn Seidl möchte er nachlesen. Er ist auch der Meinung, dass 

viele der Anwesenden nicht wissen, worum es sich dabei genau handelt, weshalb er dieses 

erläutert. Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass die Unterstützung des Antrages der Liste 

UK und ein Liebäugeln mit dem buy to let-Modell ein Widerspruch in sich ist. 

 

GR Schlechter teilt mit, dass er sich sehr lange mit dem Projekt beschäftigt hat. Herr Seidl hat 

die Wünsche und Anregungen der Stadtgemeinde stets berücksichtigt. Herr Seidl ist ein sehr 

kompetenter Unternehmer und arbeitet couragiert daran, ein tolles Projekt umzusetzen. 

Ständige Querschüsse der Opposition sind da nicht hilfreich. Er spricht sich eindeutig für das 

Hotelprojekt aus und verweist auf die touristische Wertschöpfung und die Schaffung von 

Arbeitsplätzen. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält ebenfalls fest, dass viel Geld für die Realisierung der Hoteler-

weiterung in die Hand genommen wird und dem Betreiber nicht ständig Misstrauen entgegen-

gebracht werden sollte, sondern vielmehr an die touristische Zukunft geglaubt werden soll. GR 

Mag. Filzer stellt nochmals fest, dass es sich für ihn um ein Investorenmodell handelt und er 

verhindern will, dass dort Wohnungen entstehen  

 

GR H. Huber zweifelt für diesen Fall das Werkzeug des Raumordnungsvertrages an. Im 

Wohnbau und zur Sicherung der Wohnnutzung sind Raumordnungsverträge in Ordnung, 

allerdings nicht bei einem Hotelprojekt. Wie sollte im Fall der Fälle denn ein Vorkaufsrecht 

ausgeübt werden? Sollte die Stadtgemeinde Hotelsuiten kaufen und was sollte die Stadtge-

meinde dann damit machen? 

 

Bürgermeister Dr. Winkler schließt sich den Ausführungen von GR H. Huber an und sieht 

keinen Nutzen für die Stadtgemeinde durch Einräumung eines Vorkaufsrechtes. Die 

Verwendung und Nutzung als Hotelbetrieb ist ausreichend durch die Sonderflächenwidmung 

Großbeherbergungsbetrieb abgesichert. Er sieht keine Veranlassung, jetzt im Nachhinein einen 

Raumordnungsvertrag zu fordern. Man muss schon klar sehen, dass es sich hier um ein Hotel- 

erweiterungsprojekt mit sehr hoher Wertschöpfung handelt und dies bei einem geringen 

Flächenverbrauch. Kitzbühel war eine der ersten Gemeinden, die die Vertragsraumordnung 

umgesetzt haben, dort wo es eben Sinn macht und das ist bei einer Wohnbebauung. 

 

GR Mag. Filzer ist der Meinung, es sollte ein Zeichen für die Zukunft gesetzt werden, dass 

darauf geachtet wird, wie investiert wird. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler verweist darauf, dass ein Raumordnungsvertrag nur die gesetzliche 

Lage wiedergeben kann. Das Land Tirol als Aufsichtsbehörde hat den Businessplan eingehend 

geprüft und für in Ordnung befunden. 
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Sodann lässt Bürgermeister Dr. Winkler über den Antrag der Liste Unabhängige Kitzbüheler 

vom 09.12.2020 abstimmen. Das Ergebnis lautet wie folgt: 

 

5 Ja-Stimmen 

3 Stimmenthaltungen 

11 Nein-Stimmen 

 

Bürgermeister Dr. Winkler stellt fest, dass der Antrag keine Mehrheit erhalten hat und somit 

abgelehnt wurde. 

 

Anfrage GR Ellmerer 

 

GR Ellmerer teilt mit, dass ihm an zwei Abenden in der Bahnhofshalle ein älteres Ehepaar 

aufgefallen ist. Diese haben hilfsbedürftig und verloren gewirkt. GRin Luxner erklärt dazu, dass 

sie über den Fall Bescheid weiß. Die Polizei wurde verständigt. Es seien Gäste gewesen, die 

auf den Bus gewartet haben. 

 

Familiensportpaß 

 

GR Ellmerer und GR Gamper erkundigen sich, ob es bei einem weiteren Lockdown Ver-

gütungen gibt bzw. wie damit umgegangen werde, falls die Lifte nicht öffnen oder zusperren 

sollten. 

 

Der Bürgermeister erklärt dazu, dass es in einem solchen Fall sicher ein Entgegenkommen 

geben wird. Es bleibt aber vorerst abzuwarten, wie sich die Saison entwickelt. Am 24.12. startet 

der Skibetrieb mit 40 Liften. 

 

GR Gamper ist der Meinung, dass der Sportpaß für Familien zu teuer ist. Dem widerspricht VB 

Zimmermann energisch. Im Gegenteil, der Sportpaß ist eine extrem günstige Variante für 

Familien, verschiedenste Sportmöglichkeiten zu nutzen. Sein Dank gilt insbesondere auch der 

Bergbahn AG Kitzbühel, dass so ein günstiger Preis zur Verfügung gestellt werden kann. STRin 

Mag. Sieberer schließt sich dem an und verweist darauf, dass in Kitzbühel sehr viel für Familien 

getan wird. 

 

5 Euro-Wohnungen in Kitzbühel 

 

Bürgermeister Dr. Winkler berichtet von dem Vorzeigeprojekt der 5 Euro-Wohnungen im 

Einfang. Dazu gibt es jetzt eine weitere besonders gute Nachricht. Die Miete inkl. BK/HK 

konnte von rund € 5,00 pro m² auf nunmehr € 3,92 pro m² gesenkt werden. Dazu wird das 

Schreiben der Fa. Wohnungseigentum vom 21.12.2020 verlesen. Dieses lautet wie folgt: 
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Gemäß § 36 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung 2001 wird die Sitzung um 20.40 Uhr mit 

einstimmigem Beschluss für nichtöffentlich erklärt.  

 

 

 

 

 

 

 

 


